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Aktuelles in Kürze 
 
BMF-Schreiben zu Anwendungs- und Zweifelsfragen zur Einführung einer Abgel-
tungssteuer 
 
Hinweis: Das BMF hat mit den Schreiben vom 1. April 2009 und vom 15. Juni 2009 mehrere Anfragen des 
Zentralen Kreditausschusses, des Deutschen Derivate Verbandes sowie des Bundesverbandes Investment 
und Asset Management zu verschiedenen Zweifelsfragen zur praktischen Anwendung der Abgeltungsteuer 
umfangreich beantwortet. Die Schreiben wurde nicht im BStBl. veröffentlicht. 

 
BMF-Schreiben zu Zweifels- und Auslegungsfragen des Investmentsteuergesetzes 
 
Hinweis: Mit Datum vom 18. August 2009 hat das BMF zu Zweifels- und Auslegungsfragen zum Invest-
mentsteuergesetz umfassend Stellung genommen. Dieses Schreiben ersetzt damit weitgehend das BMF-
Einführungsschreiben zum Investmentsteuergesetz vom 2. Juni 2005. 

 
Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des Abzugsverbotes für das häusliche Arbeits-
zimmer 
 
Mit Beschluss vom 25. August 2009 hat der BFH ernstliche Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des seit 
2007 geltenden weitgehenden Abzugsverbotes für häusliche Arbeitszimmer geäußert.  
 
Sollte das Bundesverfassungsgericht das Abzugsverbot für verfassungswidrig halten, könnten die bis ein-
schließlich 2006 geltenden Bestimmungen weiterhin anwendbar sein. Vor diesem Hintergrund sollten Steu-
erbescheide der betroffenen Jahre offen gehalten und falls bereits Einspruch eingelegt wurde von der Voll-
ziehung ausgesetzt werden. 

 
Deutschland kündigt das Doppelbesteuerungsabkommen mit der Türkei 
 
Am 21. Juli 2009 hat Deutschland das Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und Vermögen mit der Türkei (Doppelbesteuerungsabkommen - DBA) gekün-
digt. Das Abkommen wird somit nicht mehr für Steuern der Steuerjahre ab 1. Januar 2011 gelten. Ziel der 
Kündigung und von Neuverhandlungen ist es, die bisherige Anrechnung fiktiver Quellensteuern auf Zins-, 
Dividenden- und Lizenzeinkünfte zu beenden, die im DBA mit der Türkei wie auch mit einigen anderen Ent-
wicklungs- und Schwellenländern noch vorgesehen sind. 
 
Ohne DBA muss der deutsche bzw. türkische Steuerpflichtige sich mit den jeweiligen nationalen Vorschrif-
ten zur Ermäßigung der Steuer auf im jeweils anderen Land erwirtschaftete Einkünfte zufrieden geben. Hat 
ein deutsches Unternehmen etwa eine Betriebsstätte in der Türkei, werden bisher die dort erzielten Gewin-
ne nur in der Türkei zu den türkischen Steuersätzen besteuert. Diese Gewinne sind durch das DBA in 
Deutschland steuerbefreit. Fällt das DBA ersatzlos weg, werden die Gewinne auch in Deutschland steuer-
pflichtig. Die türkischen Steuern können in Deutschland von der deutschen Steuer abgezogen werden. Der 
Vorteil geringerer Steuersätze in der Türkei fällt mit dem DBA weg. 
 
Sollten die Verhandlungen nicht rechtzeitig abgeschlossen sein und für eine gewisse Zeit oder gar dauer-
haft kein neues Abkommen in Kraft treten, ergeben sich steuerliche Nachteile bei vielen grenzüberschrei-
tenden Aktivitäten. Es bleibt zu hoffen, dass mit der Türkei schnell ein neues Abkommen geschlossen wird, 
um Investoren aus beiden Ländern Planungssicherheit zu geben. 
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Privatbereich 

Bewertung des lohnsteuerrechtli-
chen Vorteils eines Personalrabatts 
für Jahreswagen 
 
Der BFH hat mit Urteil vom 17. Juni 2009 entschie-
den, dass die unverbindliche Preisempfehlung 
eines Automobilherstellers keine geeignete Grund-
lage ist, den lohnsteuerrechtlich erheblichen Vorteil 
eines Personalrabatts für sogenannte Jahreswagen 
zu bewerten. 
 
Die Höhe des geldwerten Vorteils bestimmt sich 
nach dem Preis, zu dem das Fahrzeug fremden 
Letztverbrauchern im allgemeinen Geschäftsver-
kehr angeboten wird. Dieser Angebotspreis ist 
grundsätzlich der – unabhängig von Rabattgewäh-
rungen - nach der Preisangabenverordnung aus-

gewiesene Preis. Er gilt nach Ansicht des Gerichts 
allerdings nur dann, wenn nicht nach den Gepflo-
genheiten im allgemeinen Geschäftsverkehr tat-
sächlich ein niedrigerer Preis gefordert wird. 
 
In dem der Entscheidung zugrunde liegenden 
Sachverhalt hatte schon eine erste Anfrage bei 
einem Autohaus – ohne Preis- und Vertragsver-
handlungen – ergeben, dass auf die unverbindliche 
Preisempfehlung des Herstellers ein Preisnachlass 
von 8 % gewährt wurde. Angesichts dessen konnte 
höchstens dieser Preis als Grundlage für die Be-
wertung des geldwerten Vorteils dienen. 

 
 

EuGH und BFH zur Abzugsfähigkeit 
von Vorsorgeaufwendungen 
 
1. BFH: Steuerpflicht ergänzende Zukunftssi-
cherungsleistungen für Expatriates auf vertrag-
licher Grundlage europarechtskonform 
Der VI. Senat des BFH hat mit Urteil vom 28. Mai 
2009 entschieden, dass auf vertraglicher Grund-
lage (Versorgungsplan für Expatriates) an nieder-
ländische und schwedische Versicherungsunter-
nehmen von einem inländischen Arbeitgeber er-
brachte Zukunftssicherungsleistungen für einen 
unbeschränkt steuerpflichtigen schwedischen 
Arbeitnehmer nicht nach § 3 Nr. 62 Satz 1 EStG 
einkommensteuerfreier Arbeitslohn sind. Dieses 
stelle weder eine Beschränkung der Arbeitneh-
merfreizügigkeit, noch der Niederlassungsfreiheit 
oder der Dienstleistungsfreiheit dar. 
 
2. BFH: Beschränkter Abzug von Rentenversi-
cherung in Deutschland bei voller Besteue-
rung des Rentenbezugs im Ausland europa-
rechtskonform 

Mit Urteil vom 24. Juni 2009 hat der X. Senat des 
BFH entschieden, dass die Grundfreiheiten nach 
dem EG-Vertrag auch dann nicht durch den be-
schränkten Sonderausgabenabzug eines Grenz-
gängers verletzt werden, wenn ein anderer Mit-
gliedstaat, dem durch das Doppelbesteuerungs-
abkommen mit der Bundesrepublik Deutschland 
das Besteuerungsrecht bezüglich der Altersrenten 
zugewiesen ist, die entsprechende Altersrente in 
voller Höhe der Besteuerung unterwirft. 
 
3. EuGH: Ausschluss des Abzugs von Pflicht-
beiträgen zu ausländischer Krankenversiche-
rung europarechtswidrig 
Bereits mit Urteil vom 23. April 2009 hatte der 
EuGH (Rs. C-544/07, Rüffler) entschieden, dass 
es gegen die Unionsbürgern mit Art. 18 EG ge-
währleistete Freizügigkeit verstößt, wenn eine 
Bestimmung eines Mitgliedstaats (im konkreten 
Fall Polens) das Recht auf Abzug der entrichteten 
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Krankenversicherungsbeiträge von der Einkom-
mensteuer an die Bedingung knüpft, dass diese 
Beiträge nach den Vorschriften des nationalen 
Rechts in dem betreffenden Mitgliedstaat (Polen) 
gezahlt worden sind. Das polnische Steuerrecht 
verstieß danach gegen Europarecht, weil es im 
konkreten Fall den Abzug der von dem in Polen 
unbeschränkt Steuerpflichtigen geleisteten 
Pflichtbeiträge zur deutschen Krankenversiche-
rung anders als den Abzug entsprechender Bei-
träge zur polnischen Krankenversicherung bei der 
Einkommensteuerveranlagung nicht zuließ. 
 
Fazit 
Den drei Entscheidungen liegen durchaus unter-
schiedliche Sachverhalte zugrunde. So ging es in 
dem Fall des VI. Senats des BFH um einen sog. 
Inbound-Fall, bei dem ein Ausländer in Deutschland 
arbeitete und in dem des X. Senats um einen Out-
bound-Fall, in dem eine unbeschränkt Steuerpflich-
tige als Grenzgängerin in einem anderen EU-Staat 
einer nichtselbständigen Arbeit nachging. Der 
EuGH hatte über einen Fall zu entscheiden, in dem 
jemand Einkünfte aus seiner nichtselbständigen 
Tätigkeit in Deutschland nach seinem Wegzug nach 
Polen erzielte. Verbindendes Element ist im We-
sentlichen die Frage des Abzugs bzw. der Steuer-
befreiung von Sozialversicherungsbeiträgen. 
 
Die Entscheidung des VI. Senats des BFH könnte 
Bedenken begegnen, wenn ein Expatriate für eine 
gewisse Zeit Beiträge in das deutsche Rentensys-

tem leistete, er hieraus jedoch später keinen Ren-
tenanspruch erhielte und die private Zusatzversor-
gung durch den Arbeitgeber gerade die dadurch 
entstehende besondere Versorgungslücke ausglei-
chen soll. Denn dann ergibt sich ein für den aus-
ländischen Arbeitnehmer spezifischer Nachteil, den 
ein inländischer Arbeitnehmer unter normalen Um-
ständen nicht erleidet. Im Übrigen lässt sich diese 
Entscheidung jedoch mit dem Urteil des EuGH in 
Einklang bringen, denn das polnische Einkom-
mensteuerrecht ließ explizit nur Beiträge zum pol-
nischen Sozialversicherungssystem zum Abzug zu. 
Nach deutschem Recht wäre jedoch auch der Ar-
beitgeberbeitrag zu einem ausländischen Pflicht-
versicherungssystem steuerfrei geblieben. 
 
Auch die Entscheidung des X. Senats besteht vor 
der einschlägigen EuGH-Rechtsprechung. In der 
Tat lässt sich vorliegend weder Deutschland noch 
Frankreich eine Verantwortung dafür zuweisen, 
dass die Rentenversicherungsbeiträge (in Deutsch-
land) nur beschränkt abzugsfähig sind, während 
die Rentenbezüge in voller Höhe (von Frankreich) 
besteuert werden. Durch die Einführung der nach-
gelagerten Besteuerung der Renten bei erweiterter 
Abzugsfähigkeit der Vorsorgeaufwendungen auch 
in Deutschland mag sich das Problem der grenz-
überschreitend unabgestimmten steuerrechtlichen 
Behandlung von Rentenversicherungsbeiträgen 
und Rentenbezug inzwischen jedoch entschärft 
haben.

 
 

Riester-Rente auch für Auswande-
rer und Grenzgänger 
 
Mit Urteil vom 10. September 2009 (Rs. Kommissi-
on/Deutschland) hat der EuGH in einem sog. Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik 
Deutschland entschieden, dass der Fiskus die Förde-
rung der Riesterrente nicht mehr zurückfordern darf, 
wenn der Steuerpflichtige beispielsweise durch Aus-
wanderung die unbeschränkte Steuerpflicht beendet. 
Darüber hinaus ist auch Grenzgängern und deren 
Ehegatten die Förderung zu gewähren, selbst wenn 
diese nicht unbeschränkt steuerpflichtig sind. Ebenso 
dürfen Grenzgänger die gefördert angesparten Mittel 
künftig auch für die Anschaffung oder Herstellung 

einer nicht in Deutschland belegenen zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wohnung verwenden. 
 
Durch das Gesetz zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung und zur Förderung eines kapi-
talgedeckten Altersvorsorgevermögens (AVmG) 
vom 26. Juni 2001 wurden die Bestimmungen zur 
sog. Riester-Rente in das Einkommensteuergesetz 
(EStG) eingefügt. Zulagenberechtigt können nach 
dem EStG nur unbeschränkt Steuerpflichtige und 
dessen ggf. nicht unbeschränkt steuerpflichtige 
Ehegatte sein. Darüber hinaus kann der Zulagenbe-
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rechtigte das in einem sog. Altersvorsorgevertrag 
gebildete und durch Zulage oder Sonderausgaben-
abzug geförderte Kapital in bestimmten Grenzen für 
die Anschaffung oder Herstellung einer im Inland 
belegenen selbstgenutzten Immobilie verwenden, 
ohne dass dies die Förderung gefährdet. 
 
Die Beschränkung der Fördermaßnahmen auf un-
beschränkt Steuerpflichtige stellt laut dem Urteil 
des EuGH eine mittelbare Diskriminierung aufgrund 
der Staatsangehörigkeit dar und ist mit Art. 39 des 
EG-Vertrags (Arbeitnehmerfreizügigkeit) und der 
EU-Verordnung über die Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer innerhalb der Gemeinschaft nicht verein-
bar. Denn der EuGH ist zu der Überzeugung ge-
langt, dass die Anknüpfung an die unbeschränkte 
Steuerpflicht die EU-Bürger in ihrer Freizügigkeit 
beschränkt, die in einem anderen EU-Mitgliedstaat 
wohnen und in Deutschland arbeiteten und dort 
rentenversicherungspflichtig seien (sog. Grenzar-
beitnehmer). Ebenso verhalte es sich, mit der Be-
schränkung der unschädlichen Verwendung des 
gefördert angesparten Kapitals auf eine im Inland 
belegene Wohnung. 
 
Für den deutschen Fiskus besonders schmerzlich 
dürfte jedoch sein, dass der EuGH auch in der 

Rückzahlungsverpflichtung bei Beendigung der 
unbeschränkten Steuerpflicht einen Verstoß gegen 
Europarecht erblickt. Damit bleibt den Steuerpflich-
tigen, die Deutschland verlassen, weil sie zum 
Beispiel in einem anderen EU-Mitgliedstaat eine 
Arbeitsstelle antreten oder ihren Lebensabend 
verbringen möchten, die Förderung durch die Al-
tersvorsorgezulage erhalten. 
 
Fazit 
Dem Wegzug aus Deutschland steht die drohende 
Rückzahlung der Altersvorsorgezulage künftig nicht 
mehr entgegen. In Deutschland nicht unbeschränkt 
steuerpflichtige aber gesetzlich rentenversicherte 
Grenzarbeitnehmer können die Alterszulage bean-
tragen und innerhalb des vorgesehenen Rahmens 
zur Anschaffung oder Herstellung einer selbstge-
nutzten Wohnung auch in ihrem EU-Heimatland 
verwenden. Gegen Bescheide, mit denen die Al-
tersvorsorgezulage unter Bezugnahme auf die vom 
EuGH als europarechtswidrig beurteilten Voraus-
setzungen abgelehnt oder zurückgefordert wird, 
sollte daher Einspruch erhoben werden. 
 
Es bleibt allerdings abzuwarten, wie Finanzverwal-
tung und Gesetzgeber auf das EuGH-Urteil reagie-
ren werden. 

 
 
Unternehmer und Freiberufler 

Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz 
 
Große nationale und internationale Medienaufmerk-
samkeit hat das Thema Bekämpfung von Steuerhin-
terziehung erfahren. Hierzu wurde in Deutschland im 
Juli 2009 das „Steuerhinterziehungsbekämpfungsge-
setz“ verabschiedet, welches am 1. August 2009 in 
Kraft getreten ist. Eine begleitende Rechtsverord-
nung ist am 18. September 2009 vom Bundesrat 
beschlossen worden.  
 
Mit den im genannten Gesetz und der zu erwarten-
den Rechtsverordnung aufgeführten Maßnahmen 
werden Bürgern und Unternehmen mit Geschäftsbe-
ziehungen zu nicht kooperativen Staaten zusätzliche 
Mitwirkungspflichten auferlegt. Als nicht kooperative 
Staaten, gelten solche Staaten, mit denen es keine 
bilateralen Abkommen über den Auskunftsaustausch 
in steuerlichen Angelegenheiten nach den Standards 
der OECD gibt und welche einen solchen Informati-
onsaustausch auch nicht durch die zeitnahe Einlei-

tung geeigneter Maßnahmen anstreben. Bei Ge-
schäftsbeziehungen zu nicht kooperativen Staaten 
können unter anderem folgende konkreten Sanktio-
nen für den in Deutschland steuerpflichtigen Bürger 
bzw. das Unternehmen erfolgen: 
 
• Betriebsausgaben / Werbungskosten können nur 

bei Erfüllung besonderer Mitwirkungspflichten 
abgezogen werden. 

• Die Reduzierung von Kapitalertragsteuern auf an 
ausländische Gesellschaften gezahlte Dividen-
den kann davon abhängig gemacht werden, 
dass die Identität der Gesellschafter der Divi-
denden empfangenden Gesellschaft nachgewie-
sen wird. 

• Eine (teilweise) Steuerbefreiung bei von aus 
nicht kooperativen Staaten erhaltenen Dividen-
den, kann von erweiterten Mitwirkungspflichten 
abhängig gemacht werden. 
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Ferner werden die Kontrollmöglichkeiten der Fi-
nanzbehörden verstärkt, was an folgenden Beispie-
len gezeigt werden soll: 
• Aufgrund der Neuregelungen kann die Finanz-

behörde zukünftig die Abgabe einer eidesstattli-
chen Versicherung verlangen. Falschaussagen 
können hier mit einer Geldstrafe oder einer Frei-
heitsstrafe von bis zu 3 Jahren bestraft werden. 

• Steuerpflichtige mit Überschusseinkünften von 
mehr als 500.000 Euro im Jahr sind zukünftig 
verpflichtet, ihre Unterlagen 6 Jahre lang aufzu-
bewahren. Relevant ist hierbei nur die Summe 
der positiven Überschusseinkünfte, negative Ein-
künfte werden nicht berücksichtigt. 

• Bei Verletzungen von Mitwirkungspflichten kann 
die Finanzbehörde widerlegbar vermuten, dass 
der Steuerpflichtige Einkünfte im Ausland hat. 

• Betriebsprüfung können zukünftig auch ange-
ordnet werden, wenn die erhöhten Mitwirkungs-
pflichten nicht erfüllt werden. 

 
Alle Länder, die als Steueroasen angesehen wer-
den und auf einer inoffiziellen „schwarzen Liste“ der 
OECD standen, haben Kooperationsbereitschaft 

signalisiert zukünftig den OECD Standard über den 
Informationsauskunft bei Steuersachen umzuset-
zen. Auf der am 25. September 2009 von der 
OECD veröffentlichten Liste über den Stand der 
Verhandlungen der einzelnen Länder ist inzwischen 
kein Land mehr aufgeführt, welches sich nicht zu 
Verhandlungen bereit erklärt hat. Somit ist die 
„schwarze Liste“ der OECD derzeit leer.  Die Mehr-
zahl der ehemals als Steueroasen angesehenen 
Länder haben inzwischen auch Verhandlungen mit 
Deutschland begonnen bzw. Kooperationsbereit-
schaft signalisiert. Trotzdem werden die getroffenen 
gesetzlichen Regelungen bestehen bleiben und 
auch zur Anwendung kommen, sofern mit dem ein 
oder anderen Staat doch kein Abkommen über den 
Informationsaustausch abgeschlossen wird und das 
Land wieder auf die „schwarze Liste“ der OECD 
gesetzt wird. In Deutschland sollen diese Länder 
auf einer Liste veröffentlicht werden, die vom Bun-
desfinanzministerium mit Zustimmung der Länderfi-
nanzbehörden nach Rücksprache mit dem Bun-
deswirtschafts- und dem Außenministerium veröf-
fentlicht wird. 

 
 

Update: Bürgerentlastungsgesetz 
Vorübergehende Erleichterungen bei Zins-
schranke und Verlustvorträgen in Kraft 
 
Der Bundesrat hat am 10. Juli das "Bürgerentlas-
tungsgesetz Krankenversicherung" verabschiedet. 
Damit sind die Erleichterungen bei der Zinsschran-
ke und die Sanierungsklausel für den Untergang 
von Verlustvorträgen bei einem eigentlich steuer-
schädlichen Anteilseignerwechsel in Kraft getreten 
(vgl. dazu Steuerrecht aktuell II/2009, Seite 5). Her-
vorzuheben ist die Befristung: Nur für vor dem 1. 
Januar 2010 endende Wirtschaftsjahre wird die 
Freigrenze bei der Zinsschranke auf 3 Millionen 
Euro angehoben, und nur bei Anteilseignerwech-
seln vor dem 1. Januar 2010 verhindert die Sanie-
rungsklausel – noch dazu freilich unter strengen 
Voraussetzungen – den Untergang von Verlustvor-
trägen. 
 

Beide Erleichterungen gelten rückwirkend auch für 
2008 und 2009.  
 
Eine gewisse Unsicherheit besteht bei der Zins-
schranke für die Zukunft: Derzeit ist nicht klar, ob 
der Gesetzgeber für Wirtschaftsjahre, die 2010 oder 
später enden, wieder zur alten Freigrenze von 1 
Million Euro zurückkehrt, oder ob diese Freigrenze 
sogar ganz entfällt. 
 
Ebenfalls in Kraft trat die bundesweite Anhebung 
der Umsatzgrenze bei der umsatzsteuerlichen Ist-
Versteuerung auf die schon zuvor in den neuen 
Ländern geltenden 500.000 Euro. Diese Vereinfa-
chung gilt bis zum 31. Dezember 2011. 
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Untergang des gewerbesteuerlichen 
Verlustvortrags bei Umwandlung einer 
unmittelbaren Beteiligung an einer  
atypisch stillen Gesellschaft zu einer 
mittelbaren Beteiligung 
 
Hintergrund 
Voraussetzung für die Nutzung eines gewerbesteu-
erlichen Verlustvortrages in späteren Wirtschafts-
jahren ist nach ständiger Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs (BFH) u.a. die sog. Unternehmer-
identität. Der Steuerpflichtige, der den Verlustabzug 
in Anspruch nimmt, muss somit den Gewerbever-
lust zuvor in eigener Person erlitten haben. Dem-
entsprechend geht bei einer Personengesellschaft 
beim Ausscheiden eines Mitunternehmers der ge-
werbesteuerliche Verlustvortrag unter, soweit er 
anteilig auf den ausgeschiedenen Mitunternehmer 
entfällt. Dies sollte schon bislang selbst dann gel-
ten, wenn der ausscheidende Mitunternehmer über 
eine weitere Personengesellschaft (Obergesell-
schaft) mittelbar weiterhin an der Unter-
Personengesellschaft beteiligt bleibt. 
 
Offen schien, ob diese Rechtsprechung vor dem 
Hintergrund einer Regelung im Einkommen-
steuergesetz fortbestehen könnte, wonach der mit-
telbar über eine Personengesellschaft beteiligte 
Gesellschafter (i) dem unmittelbar beteiligten Ge-
sellschafter gleichsteht und (ii) als Mitunternehmer 
der Untergesellschaft anzusehen ist. 
 
Die Entscheidung 
Im Streitfall hielt eine Muttergesellschaft 100% der 
Anteile an einer GmbH, an der sie sich zudem als 
atypisch stille Gesellschafterin beteiligte. Diese aus 
Mutter- und Tochtergesellschaft bestehende aty-
pisch stille Gesellschaft erwirtschaftete zunächst 
gewerbesteuerliche Verluste, so dass sich ein ent-
sprechender Verlustvortrag bildete. Schließlich 
brachte die Muttergesellschaft sowohl ihre Ge-
schäftsanteile an der Tochtergesellschaft als auch 
ihre daran bestehende stille Beteiligung in eine 
Kommanditgesellschaft (KG) ein, an der sie wieder-

um als Kommanditistin zu 100% beteiligt war. Es 
wandelte sich somit die unmittelbare Beteiligung der 
Muttergesellschaft an der atypisch stillen Gesell-
schaft in eine mittelbare Beteiligung (vermittelt 
durch die KG) um. 
 
Der BFH bestätigte seine bisherige ständige Recht-
sprechung und urteilte, dass mit dem Ausscheiden 
der Muttergesellschaft aus der atypisch stillen Ge-
sellschaft der gewerbesteuerliche Verlustvortrag 
soweit verloren geht, als er auf die Muttergesell-
schaft entfällt, und zwar unabhängig davon, dass 
die Muttergesellschaft über die KG-Obergesell-
schaft mittelbar weiterhin an der atypisch stillen 
Unter-Gesellschaft beteiligt war. Daran ändere auch 
die Vorschrift des § 15 Abs. 1 Nr. 2 S. 2 EStG 
nichts. Der Gewinnanteil, der auf die atypisch stille 
Gesellschafterin entfällt, könne auch steuerlich nicht 
doppelt zugerechnet werden, so dass er bei der 
einheitlichen und gesonderten Feststellung der 
Einkünfte der atypisch stillen Gesellschaft zwangs-
läufig der Obergesellschaft (hier: KG) zuzuordnen sei. 
 
Fazit 
Mit seinem Urteil bestätigt der BFH seine langjähri-
ge Rechtsprechung, wonach der gewerbesteuerli-
che Verlustvortrag mit dem Ausscheiden eines Ge-
sellschafters untergeht, soweit der Verlustvortrag 
diesem Gesellschafter zuzurechnen ist. Diese u.U. 
erheblichen steuerlichen Auswirkungen sollten im 
Rahmen von – auch konzerninternen – Umstruktu-
rierungen berücksichtigt werden. 
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„Verunglückte“ Organschaft bei kombi-
nierter Ausgleichszahlung aus Festbe-
trag und variablem Ausgleichsanspruch 
 
Hintergrund 
Kapitalgesellschaften sind grundsätzlich entspre-
chend ihrer zivilrechtlichen Selbständigkeit jeweils 
selbständige Steuersubjekte. Ausnahmsweise kön-
nen zwei oder mehrere Kapitalgesellschaften für 
körperschaft- und gewerbesteuerliche Zwecke als 
ein Steuerpflichtiger behandelt werden, sofern die 
Voraussetzungen einer sog. Organschaft erfüllt 
sind. Die Anerkennung einer Organschaft setzt 
dabei u.a. voraus, dass die beherrschte Gesell-
schaft (= Organgesellschaft) ihren ganzen Gewinn 
an die herrschende Gesellschaft (= Organträger) 
abführt. Sofern an der Organgesellschaft neben 
dem Organträger auch außenstehende Minder-
heitsgesellschafter beteiligt sind, erfordert jedenfalls 
im Fall einer Organgesellschaft in der Rechtsform 
der Aktiengesellschaft (AG) die zivilrechtliche Wirk-
samkeit eines Gewinn- bzw. Ergebnisabführungs-
vertrags (GAV) und damit der Organschaft zudem, 
dass eine Ausgleichszahlung an die Minderheitsge-
sellschafter vereinbart und geleistet wird. Auch bei 
einer Organgesellschaft in der Rechtsform der 
GmbH werden in der Praxis zur Vermeidung steuer-
licher Risiken regelmäßig Ausgleichszahlungen an 
Minderheitsgesellschafter vereinbart und geleistet. 
 
Die Finanzverwaltung erkannte bislang Ausgleichs-
zahlungen – und damit den GAV sowie die körper-
schaft- und gewerbesteuerliche Organschaft – u.a. 
dann steuerlich an, wenn eine feste Ausgleichszah-
lung garantiert wurde, und zusätzlich eine variable 
Komponente in Gestalt einer möglichen Erhöhung 
der Ausgleichszahlung abhängig vom tatsächlichen 
Gewinn der Organgesellschaft vereinbart wurde. 
Dabei schien die Finanzverwaltung nicht danach zu 
unterscheiden, ob es sich um eine Organgesell-
schaft in der Rechtsform einer AG oder GmbH han-
delte. 
 
Die Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) ist nun dieser Auffas-
sung der Finanzverwaltung jedenfalls für den Fall 
entgegengetreten, dass (i) es sich bei der Organge-
sellschaft um eine AG handelt und (ii) der an die 

Minderheitsgesellschafterin insgesamt zu zahlende 
Ausgleichsbetrag (Festbetrag und variabler Aus-
gleich) im Ergebnis mindestens dem hypotheti-
schen Gewinnanspruch der Minderheitsgesellschaf-
terin ohne Organschaft entspricht. Der BFH erkann-
te in dieser Konstellation den GAV und damit die 
körperschaft-/gewerbesteuerliche Organschaft nicht 
an, da die Organgesellschaft nicht ihren ganzen 
Gewinn an den Organträger abgeführt hat. Vielmehr 
würden die Zahlungen an den Minderheitsgesell-
schafter faktisch eine Gewinnbeteiligung darstellen, 
so dass nicht mehr der gesamte Gewinn an den 
Organträger abgeführt werden würde. 
 
Hinweis 
Es bleibt abzuwarten, wie die Finanzverwaltung auf 
diese BFH-Entscheidung reagiert. Offen ist insbe-
sondere, ob die Urteilsgrundsätze auch angewen-
det werden, wenn es sich bei der Organgesellschaft 
nicht um eine AG, sondern eine GmbH handelt. Zu 
beachten ist, dass im Fall einer solchen „verun-
glückten“ Organschaft aufgrund der Nichtanerken-
nung eines GAV die an den Organträger abgeführ-
ten Gewinne als sog. verdeckte Gewinnausschüt-
tungen zu versteuern wären, was regelmäßig zu 
einer höheren Steuerlast führt, als dies im Fall des 
Vorliegens von Ausgleichszahlungen der Fall wäre. 
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Lohnsteuerliche Behandlung von frei-
willigen Unfallversicherungen der Ar-
beitnehmer 
 
Mit Datum vom 21. August 2009 hat das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (BMF) den Entwurf eines 
Schreibens zur einkommen-(lohn-)steuerlichen Be-
handlung von freiwilligen Unfallversicherungen der 
Arbeitnehmer veröffentlicht. Im Folgenden erfolgt ein 
kurzer Überblick über die Hintergründe und Auswir-
kungen dieses Schreibens: 
 
Der BFH hat mit Urteil vom 11. Dezember 2008 
entgegen der bisherigen Ansicht des BMF ent-
schieden, dass die durch den Arbeitgeber an die 
Unfallversicherung gezahlten Beiträge im Zeitpunkt 
der Leistung durch die Versicherung nur in der 
Höhe zu einem Arbeitslohn führen, indem durch die 
Versicherung an den Arbeitnehmer eine Leistung 
erwirkt wird. Das BMF hat diese Entscheidung zum 
Anlass genommen, seinen Standpunkt in dieser 
Thematik zu überarbeiten. Auf Grundlage des Ent-
wurfs des BMF-Schreibens würden sich nun die 
steuerlichen Folgen aus einer zugunsten der Ar-
beitnehmer abgeschlossenen Unfallversicherung in 
ihren Grundzügen wie folgt darstellen: 
 
Für den Fall, dass der Arbeitnehmer Versicherungs-
nehmer ist und selbst einen unmittelbaren Anspruch 
gegen die Versicherung hat, stellen die vom Arbeit-
nehmer gezahlten Beiträge Werbungskosten dar, 
soweit hierdurch das Risiko von Unfällen mit berufli-
chen Veranlassungszusammenhang versichert wird. 
Soweit Unfallrisiken im privaten Bereich abgesichert 
werden, werden die Beiträge des Arbeitnehmers als 
Sonderausgaben qualifiziert. Sollte der Versiche-
rungsvertrag sowohl Unfälle im beruflichen, als auch 
im privaten Bereich abdecken, so sieht die Finanz-
verwaltung aus Vereinfachungsgründen eine Auftei-
lung des Gesamtbeitrags zur Hälfte in Werbungs-
kosten und zur Hälfte in Sonderausgaben vor. 
 
Trägt wirtschaftlich der Arbeitgeber die Beiträge des 
Arbeitnehmers, so ist in Höhe der erstatteten oder 
übernommenen Beiträge des Arbeitnehmers grund-
sätzlich steuerpflichtiger Arbeitslohn gegeben, so-
weit die erstatteten oder übernommenen Beiträge 
nicht auf das Unfallrisiko bei Auswärtstätigkeiten im 

beruflichen Bereich entfallen und damit als Rei-
senebenkosten (-erstattung) steuerfrei sind. Aus 
Vereinfachungsgründen können die für eine Versi-
cherung des beruflichen Bereichs gezahlten Beiträ-
ge im Wege einer Schätzung zu 40% den Rei-
senebenkosten zugewiesen werden. Da die Beiträge 
des Arbeitgebers zur Unfallversicherung des Arbeit-
nehmers damit bereits im Zeitpunkt der Zahlung 
durch den Arbeitgeber beim Arbeitnehmer grund-
sätzlich steuerlich erfasst werden, führt eine spätere 
mögliche Leistung der Versicherung grundsätzlich 
zu keinen weiteren steuerlichen Konsequenzen. 
 
Steht dem Arbeitnehmer aus dem Versicherungsver-
trag selbst kein unmittelbares Recht gegen die Versi-
cherung zu, so stellt die Zahlung der Beiträge durch 
den Arbeitgeber im Zeitpunkt der Zahlung keinen 
steuerpflichtigen Arbeitslohn des Arbeitnehmers dar. 
Zu einer Besteuerung des Arbeitnehmers kommt es 
entsprechend der oben zitierten BFH-Entscheidungen 
nur dann, wenn durch den Arbeitgeber die Rechte 
aus dem Versicherungsvertrag zugunsten des Arbeit-
nehmers in Anspruch genommen werden. In solch 
einem Fall werden die durch den Arbeitgeber gezahl-
ten Beiträge in Arbeitslohn umqualifiziert. In der Höhe 
ist diese Umqualifikation jedoch auf den Betrag be-
grenzt, den der Arbeitnehmer tatsächlich von der 
Versicherung erhält. Auch im Falle einer Versiche-
rung des Arbeitgebers kann eine Aufteilung der Bei-
träge in steuerfreie Reisenebenkostenerstattung und 
steuerpflichtigen Werbungskostenersatz vorgenom-
men werden, so dass nicht zwingend die gesamten 
Beiträge des Arbeitgebers in Arbeitslohn umqualifi-
ziert werden müssen. 
 
Gravierende Änderungen ergeben sich durch den 
Entwurf des BMF-Schreibens im Bereich der freiwil-
ligen Unfallversicherungen der Arbeitnehmer damit 
mit Ausnahme der Auswirkungen der eingangs ge-
nannten BFH-Entscheidung nicht. Es bleibt jedoch 
anzumerken, dass die Finanzverwaltung diesen 
Entwurf den Verbänden der Versicherungswirtschaft 
zur Stellungnahme vorgelegt hat, so dass es hier 
noch zu weiteren Änderungen kommen könnte. 
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Französische SAS in der Vergangenheit 
nicht von Mutter-Tochter-Richtlinie erfasst 
 
Mit seinen Schlussanträgen vom 25. Juni 2009 hat 
Generalanwalt Ján Mazák in der beim EuGH an-
hängigen Rs. Gaz de France (C-247/08) dem Ge-
richtshof vorgeschlagen zu entscheiden, dass eine 
französische SAS (société par actions simplifiée) 
für an sie vor dem 1. Januar 2005 ausgeschüttete 
Dividenden nicht nach Europarecht von der Quel-
lensteuer auf Dividenden befreit werden musste. 
 
Die sog. Mutter-Tochter-Richtlinie soll gewährleis-
ten, dass in einem Mitgliedstaat ansässige Toch-
tergesellschaften Dividenden an ihre in einem an-
deren EU-Mitgliedstaat ansässige Muttergesell-
schaft ausschütten kann, ohne Quellensteuer (z. B. 
deutsche Kapitalertragsteuer) einbehalten zu müs-
sen. Das Finanzgericht Köln hat dem EuGH mit 
Beschluss vom 23. Mai 2008 die Fragen vorgelegt, 
ob die französische Gesellschaftsform der SAS 
bereits in den Jahren vor 2005 als „Gesellschaft 
eines Mitgliedstaats“ im Sinne der Mutter-Tochter-
Richtlinie angesehen werden kann. 
 
Hilfsweise hat das Finanzgericht den EuGH noch 
gefragt, ob die Richtlinie, falls die SAS nicht erfasst 
ist, gegen die Grundfreiheiten des EG-Vertrags 
(Niederlassungsfreiheit bzw. Kapitalverkehrsfrei-
heit) verstößt. 
 
Der Generalanwalt ist der Rechtsauffassung, dass 
die SAS eine von der Mutter-Tochter-Richtlinie 
nicht erfasste Gesellschaftsform ist. Die SAS sei 
zumindest nicht nach der Mutter-Tochter-Richtlinie 
von der Quellensteuer auf Dividenden befreit. 
 
Ferner vertritt er die Ansicht, dass die Mutter-
Tochter-Richtlinie nicht deshalb gegen die Grund-
freiheiten verstößt, weil sie die SAS anders als 
andere körperschaftsteuerpflichtige französische 
Gesellschaftsformen nicht von der Quellenbesteue-
rung auf Dividenden freistellt. 
 
Fazit 
Mit einer durch die Mitgliedstaaten bis zum 1. Ja-
nuar 2005 in das nationale Steuerrecht umzuset-
zenden Änderung der Mutter-Tochter-Richtlinie 
wurde einerseits die SAS explizit in die Anlage zur 

Richtlinie aufgenommen und andererseits die For-
mulierung „und andere nach französischem Recht 
gegründete Gesellschaften, die der französischen 
Körperschaftsteuer unterliegen“ aufgenommen. 
Deutschland hat diese Umsetzung durch das EU-
Richtlinien-Umsetzungsgesetz vom 9. Dezember 
2004  rechtzeitig vollzogen und begünstigt die SAS 
entsprechend der Mutter-Tochter-Richtlinie. Zudem 
ist eine Öffnungsklausel aufgenommen worden, die 
jede körperschaftsteuerpflichtige neue Gesell-
schaftsform erfasst. Diese Öffnungsklausel findet 
sich auch in den Formulierungen für die nach dem 
Recht anderer EU-Mitgliedstaaten gegründeten 
Gesellschaften. Damit sollte ein Fall wie der vom 
EuGH in der Rechtssache Gaz de France zu ent-
scheidende seit dem Jahr 2005 nicht mehr auftre-
ten können. 
 
Für die Vergangenheit bleibt jedoch das Entschei-
dung des Gerichtshofs und ggf. des FG Köln ab-
zuwarten. Der EuGH wird das Urteil in dieser Sa-
che im Oktober 2009 verkünden. 
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Entwurf der Verwaltungsgrundsätze – 
Funktionsverlagerung 
 
Flankierend zum neu gefassten § 1 Abs. 3 AStG 
und der Funktionsverordnung hat das Bundesmi-
nisterium der Finanzen am 17. Juli 2009 einen 
umfangreichen Entwurf eines Schreibens 
“Grundsätzen der Verwaltung für die Prüfung der 
Einkunftsabgrenzung zwischen nahe stehenden 
Personen in Fällen von grenzüberschreitenden 
Funktionsverlagerungen“ (Verwaltungsgrundsätze 
– Funktionsverlagerung) veröffentlicht und der Öf-
fentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 
28. August 2009 gegeben.  
 
Der 72 Seiten lange Text behandelt Fragen im 
Zusammenhang mit der Anwendung des Fremd-
vergleichsgrundsatzes bei grenzüberschreitender 
Funktionsverlagerung. Der Entwurf ist in vier Ab-
schnitten sowie eine Anlage mit Beispielen geglie-
dert. Der erste Abschnitt enthält allgemeine Aus-
führungen zu Regelungsziel und Regelungsrah-
men, der zweite Abschnitt beinhaltet Erläuterungen 
zu den Begriffsdefinitionen der Funktionsverlage-
rungsverordnung und Fragen der Ermittlung des 
Kalkulationszins und Kapitalisierungszeitraum. Der 
nachfolgende Abschnitt erfasst ergänzende Hin-
weise und Einzelfragen zu Mitwirkungspflichten des 
Steuerpflichtigen, Werteermittlung durch die Fi-
nanzverwaltung in Schätzungsfällen, zusätzliche 
Anwendungsregelungen sowie die Behandlung von 
Funktionsverlagerungen in Altjahren vor 2008. 
Abschnitt vier besteht aus Beispielfällen für die 
Funktionen Produktion, Vertrieb, Forschung & Ent-
wicklung, Dienstleistungen und Einkauf und deren 
steuerlichen Konsequenzen.  
 
Obwohl das Entwurf-Schreiben Klarstellungen zu 
Begriffen und Auslegungsfragen von § 1 Abs. 3 
AStG und der Funktionsverlagerungsverordnung 
enthält, bleibt festzuhalten, dass der Entwurf in 
wesentlichen Teilen kritisch zu beurteilen ist und 
die erhoffte Konkretisierung der Funktionsverlage-
rungsbesteuerung nicht erreicht wird. Problema-
tisch ist neben den neu eingeführten Begriffen der 
Funktion und Funktionsverlagerung deren sehr 
weite Auslegung durch das BMF anzusehen, im 
Rahmen derer schon eine Auslagerung eines Pro-

duktionsauftrages ins Ausland zu einer schädlichen 
Funktionsverlagerung führen kann. Darüberhinaus 
wird die bisher unschädliche Funktionsverdoppe-
lung künftig unter den Anwendungsbereich der 
Funktionsverlagerung subsumiert. Die geringfügige 
Bagatellgrenze, in denen eine Einschränkung im 
Zusammenhang mit der Funktionsverdoppelung 
unschädlich sein soll, liegt bei einem inländischen 
Umsatzrückgang von mind. 1 Million Euro oder 
mehr als 10%, welche bei Unternehmen schon 
aufgrund regulärer Umsatzschwankungen durch-
aus schnell erreicht werden kann. Problematisch 
stellen sich auch die Vorschriften zur Rückwirkung 
auf Altjahre vor 2008 dar.  
 
Es bleibt abzuwarten, wie das Bundesministerium 
der Finanzen die eingereichten Stellungnahmen 
aus der Wirtschaft annehmen und in einem endgül-
tigen BMF-Schreiben umsetzten wird. 
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Umsatzsteuer 

Vorsteuerabzug im Billigkeitsverfahren 
möglich 
 
Damit ein Unternehmer den Vorsteuerabzug aus 
seinen Eingangsrechnungen vom Finanzamt zu-
rückfordern kann, muss er eine formell richtige 
Rechnung des Leistungserbringers bzw. Lieferers 
vorliegen haben. Die einzelnen formellen Voraus-
setzungen, welche eine Rechnung erfüllen muss, 
sind im Umsatzsteuergesetz abschließend gere-
gelt. 
 
Liegen die Voraussetzungen für den Vorsteuerab-
zug wegen unzutreffender Rechnungsangaben 
nicht vor, kommt – im Hinblick auf den Grundsatz 
des Vertrauungsschutzes – ein Vorsteuerabzug nur 
im Billigkeitsverfahren in Betracht. 
 
Der BFH geht davon aus, dass zu den Vorausset-
zungen des Vorsteuerabzugs eine ordnungsgemä-
ße Rechnung gehört, welche bestimmten formellen 
Anforderungen genügen muss, die gesetzlich ge-
nau definiert sind. Die Angaben im Abrechnungs-
papier müssen eine eindeutige und leicht nach-
prüfbare Feststellung des leistenden Unterneh-

mens ermöglichen. Hierfür ist die Angabe der zu-
treffenden Anschrift in der Rechnung erforderlich. 
Die Angabe einer Anschrift, an der im Zeitpunkt der 
Rechnungsausstellung keinerlei geschäftliche Akti-
vitäten stattfinden, reicht als zutreffende Anschrift 
nicht aus. Ein Schutz des guten Glaubens an die 
Erfüllung der Vorsteuervoraussetzungen ist gesetz-
lich nicht vorgesehen. 
 
Allerdings können Grundsätze des Vertrauens-
schutzes aufgrund besonderer Verhältnisse des 
Einzelfalles im Rahmen einer Billigkeitsmaßnahme 
gem. §§ 163, 227 AO (Abweichende Festssetzung 
von Steuern bzw. Erlass von Steuern) Berücksich-
tigung finden, wenn der den Vorsteuerabzug be-
gehrende Unternehmer gutgläubig war und alle 
Maßnahmen ergriffen hat, die vernünftigerweise 
von ihm verlangt werden können, um sich von der 
Richtigkeit der Angaben in der Rechnung zu über-
zeugen. 
 

 
 

Geschäftsveräußerung bei teilweisem 
Leerstand eines vermieteten Gebäudes  
 
Kernproblem 
Bei der Veräußerung von vermieteten Gebäuden 
stellt sich regelmäßig die Frage, ob es sich hierbei 
um eine „Geschäftsveräußerung im Ganzen“ han-
delt, die nicht der Umsatzbesteuerung unterliegt. 
Voraussetzung für eine solche nicht umsatzsteuer-
bare Geschäftsveräußerung ist, dass der veräu-
ßernde Unternehmer die jeweils materiellen und 
immateriellen Bestandteile des Geschäfts veräu-
ßert, die zusammengenommen ein Unternehmen 
oder einen Unternehmensteil bilden, mit dem eine 
selbständige wirtschaftliche Tätigkeit fortgeführt 
werden kann. Hierbei kommt es wie so oft im Steu-

errecht auf die Einzelfallbetrachtung zum Zeitpunkt 
der Unternehmensübergabe an. 
 
Sachverhalt 
Die Klägerin errichtete auf einem ihr gehörendem 
Grundstück ein zur Vermietung bestimmtes Ge-
bäude und machte aus den Herstellungskosten die 
Vorsteuerbeträge geltend. Das Gebäude wurde 
umsatzsteuerpflichtig an verschiedene Mieter über-
lassen. In Folgejahren fielen jedoch verschiedene 
Mieter auf Grund von Insolvenzen und Vertragsbe-
endigungen aus. Bemühungen um Nachmieter 
schlugen fehl. 
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Die Klägerin veräußerte das Grundstück samt der 
bestehenden Mietverträge und behandelte den 
Vorgang als nicht umsatzsteuerbare Geschäftsver-
äußerung im Ganzen. Zum Zeitpunkt des Verkaufs 
bestand ein Mietverhältnis, das jedoch zum Mo-
natsende bereits gekündigt war und somit vom 
Erwerber nicht übernommen wurde. Das Finanz-
amt stellte sich auf den Standpunkt, mit der Veräu-
ßerung des Grundstückes sei keine Geschäftsver-
äußerung im Ganzen erfolgt, da dem entgegen-
stünde, dass das Grundstück und die Mietverträge 
wesentliche Grundlagen des Vermietungsunter-
nehmens der Klägerin bildeten, die nicht übertra-
gen worden seien. 
 
 
 

Entscheidung 
Der BFH hat hierzu mit seinem Urteil vom 30. April 
2009 entschieden, dass eine Geschäftsveräuße-
rung im Ganzen durch Übertragung eines vermiete-
ten oder verpachteten Grundstückes auch dann 
vorliegt, wenn dieses nur teilweise vermietet oder 
verpachtet ist, die nicht genutzten Flächen aber zur 
Vermietung oder Verpachtung bereitstehen, da 
hinsichtlich dieser Flächen auf die Fortsetzung der 
bisherigen Vermietungsabsicht abzustellen ist. Für 
die Fortführung einer selbständigen wirtschaftlichen 
Vermietungstätigkeit durch den erwerbenden Un-
ternehmer reiche es aus, wenn dieser einen Miet-
vertrag übernimmt, der eine nicht unwesentliche 
Fläche der Gesamtnutzfläche des Grundstücks 
umfasst. 
 

 

Einschränkung des Umsatzschlüssels 
nicht mit Gemeinschaftsrecht vereinbar? 
 
Einem Unternehmer steht ein Vorsteuerabzug aus 
seinen Eingangsrechnungen grundsätzlich nur dann 
zu, wenn die betreffenden Eingangsrechnungen in 
Zusammenhang mit steuerpflichtigen Ausgangsum-
sätzen stehen. Steht eine Eingangsrechnung so-
wohl mit steuerfreien als auch mit steuerpflichtigen 
Ausgangsumsätzen in Zusammenhang (z.B. bei 
einem Vermietungsunternehmen, welches Räum-
lichkeiten sowohl an umsatzsteuerpflichtige als 
auch an umsatzsteuerfreie Mieter vermietet), so ist 
die Vorsteuer aus der Eingangsrechnung aufzutei-
len. Grundsätzlich kommt dabei eine Aufteilung 
entweder anhand der Höhe der Ausgangsumsätze 
oder anhand der vermieteten Flächen in Betracht.  
 
Durch das Steueränderungsgesetz 2003 wurde im 
Umsatzsteuergesetz mit Wirkung zum 1. Januar 
2004 einschränkend geregelt, dass eine Vorsteuer-
aufteilung nach Ausgangsumsätzen nur dann zu-
lässig ist, wenn keine andere wirtschaftliche Zuord-
nung möglich ist. Da als andere wirtschaftliche Zu-
ordnung immer auch eine Aufteilung nach den Flä-
chen in Betracht kommt, ist es ab dem 1. Januar 
2004 praktisch nicht mehr möglich, eine Aufteilung 
nach Ausgangsumsätzen vorzunehmen. 
 
Diese Einschränkung hält das Niedersächsische FG 
für nicht mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar. 

In diesem Zusammenhang muss beachtet werden, 
dass nach der ständigen Rechtsprechung ein ein-
mal gewählter – zulässiger – Aufteilungsmaßstab 
auch für die Zukunft der verbindliche Aufteilungs-
maßstab für die Vorsteuer bleibt (z.B. BFH, Urteil 
vom 2. März 2006). 
 
Da die Vorsteueraufteilung im Verhältnis der zu den 
unterschiedlichen Zwecken genutzten Flächen ein 
zulässiger Aufteilungsmaßstab ist, wird es fraglich 
sein, ob ein Unternehmer, der diesen Aufteilungs-
maßstab einmal gewählt hat, auch bei gerichtlicher 
Anerkennung des Umsatzschlüssels seinen indivi-
duellen Aufteilungsmaßstab ändern kann.  
 
Hinweis: Soweit die Aufteilung nach einem Umsatz-
schlüssel für das Unternehmen vorteilhaft ist, soll-
ten die Vorsteuern entsprechend diesem Auftei-
lungsschlüssel ermittelt werden. Unter Hinweis auf 
das FG-Urteil und unter Berufung auf Art. 173 
MwStSystRL sollte dies dann der Finanzverwaltung 
dargelegt werden. Davon wahrscheinlich abwei-
chende Bescheide sollten unter Hinweis auf das 
anhängige Verfahren vor dem BFH offengehalten 
werden. 
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OFD-Verfügung zu 
„Sale-and-Lease-Back“-Fragen 
 
Mit Datum vom 17. Februar 2009 hat die OFD Han-
nover zur umsatzsteuerlichen Behandlung von sog. 
Lease-in/Lease-out-Transaktionen, welche inländi-
sche Verkehrsbetriebe mit US-amerikanischen 
Treuhandgesellschaften eingegangen sind, Stellung 
genommen. Bei diesen Transaktionen vermieten 
die Verkehrsgesellschaften die für den Betrieb er-
forderlichen Fahrzeuge langfristig an eine  US-
amerikanische Treuhandgesellschaft (Hauptmiet-
vertrag). Die Treuhandgesellschaft wiederum ver-
mieten dann die Fahrzeuge zurück an den Ver-
kehrsbetrieb (sog. Untermietvertrag). Aus dem 
Hauptmietvertrag verpflicht sich die Treuhandge-
sellschaft zu Zahlung von Mietraten, welche zu 
Beginn des Mietverhältnisses vollständig entrichtet 
werden. Der Untermietvertrag sieht die Zahlung von 
laufenden Mietraten vor, wobei dem Verkehrsbe-
trieb ein Recht eingeräumt wird, die Zahlungsver-
pflichtung aus dem Untermietverhältnis vorzeitig 
durch eine Einmalzahlung abzulösen. Von dieser 
Option wird regelmäßig Gebrauch gemacht. In Hö-
he der Differenz der beiden Zahlungsströme ent-
steht für die Verkehrsbetriebe ein wirtschaftlicher 
Vorteil, welcher bei der Treuhandgesellschaft steu-
erliche Vorteile in den USA generiert. 
 
Nach Auffassung der OFD Hannover verbleibt so-
wohl das zivilrechtliche als auch  das wirtschaftliche 
an den Fahrzeugen beim Verkehrsbetrieb, so dass 
keine Lieferungen an die Treuhandgesellschaft mit 
entsprechender Rücklieferung an den Verkehrsbe-
trieb vorliegen. Stattdessen nimmt die OFD Hanno-
ver eine sonstige Leistung des Verkehrsbetriebes in 
Form der Verschaffung eines steuerlichen Vorteils 
in den USA an. Diese sonstige Leistung ist nach § 
3a Abs. 1 UStG im Inland steuerbar und nicht steu-
erbefreit. Die Bemessungsgrundlage entspricht der 
Differenz der beiden Zahlungsströme. Die Umsatz-
steuer entsteht dabei bereits im Zeitpunkt des ers-
ten Transaktionstages.  
 
Darüber hinaus hat die OFD Hannover auch noch 
zum sog. Sale-and-Lease-Back Verfahren ergän-

zend Stellung bezogen. Hintergrund ist, dass der 
BFH mit Urteil vom 9. Februar 2006  entschieden 
hatte, dass bei besonderen Fallgestaltungen des 
sog. Sale-and-Mietkauf-Back das wirtschaftliche 
Eigentum beim Verkäufer/Leasingnehmer verbleibt. 
Daher liegt umsatzsteuerlich kein Lieferung vor, 
sondern eine sonstige Leistung des Leasinggebers 
in Form einer (grundsätzlich streuerbefreiten) Kre-
ditgewährung. Mit BMF-Schreiben vom 4. Dezem-
ber 2008 hat sich die Finanzverwaltung dem Urteil 
des BFH angeschlossen. Zudem nahm das BMF 
auch zu  sog. Dreiecksverhältnissen mit nachträgli-
chem Bestelleintritt Stellung. Bei diesen Vertrags-
gestaltungen tritt der Leasinggeber vor Auslieferung 
des Leasinggegenstandes nachträglich dem zwi-
schen Hersteller/Händler und Leasingnehmer ge-
schlossenen Kaufvertrag auf Seiten des Leasing-
nehmers bei. Der Hersteller/Händler rechnet dann 
direkt mit dem Leasinggeber ab, welcher dann den 
Leasinggegenstand an den Leasingnehmer verle-
ast. Nach Auffassung des BMF liegt hier umsatz-
steuerlich eine unmittelbare Lieferung des Herstel-
lers/Händlers an den Leasingnehmer vor, während 
der Leasinggeber auch hier lediglich eine Kreditge-
währung an den Leasingnehmer erbringt.  Die OFD 
Hannover weist in diesem Zusammenhang jedoch 
ergänzend darauf hin, dass die Ausführungen des 
BMF gedanklich voraussetzen, dass das wirtschaft-
liche Eigentum nach ertragsteuerlichen Gesichts-
punkten dem Leasingnehmer zuzuordnen ist. Zu 
Fallkonstellationen, bei denen das wirtschaftliche 
Eigentum dem Leasinggeber zuzuordnen wäre, 
nehmen weder das BMF noch die OFD Hannover 
Stellung. Insofern ist von entscheidender Bedeu-
tung, dass im Einzelfall stets geprüft werden muss, 
ob die vorstehen Ausführungen der Rechtspre-
chung und Finanzverwaltung auf den konkreten Fall 
Anwendung finden. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, dass insbesondere das Urteil 
des BFH zu einem Sale-and-Mietkauf-Back Fall 
ergangen ist und keinesfalls ohne weiteres auf 
sämtliche Sale-and-Lease-Back Verfahren übertra-
gen werden kann. 
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Umsatzsteuervoranmeldung: Übermitt-
lung auf elektronischem Weg ist ver-
pflichtend 
 
Hintergrund 
Unternehmer sind bereits seit 2005 gesetzlich ver-
pflichtet, ihre Umsatzsteuervoranmeldungen nach 
amtlich vorgeschriebenen Vordruck auf elektroni-
schem Weg nach Maßgabe der Steuerdaten-
Übermittlungsverordnung zu übermitteln. Nur auf 
Antrag kann das Finanzamt zur Vermeidung von 
unbilligen Härten auf eine elektronische Übermitt-
lung verzichten. 
 
Die Entscheidung 
In seiner Entscheidung vom 17. März 2009 hat das 
Finanzgericht Niedersachsen klargestellt, dass ein 
Unternehmer, der über einen internetfähigen Com-
puter verfügt, grundsätzlich nicht zur Einreichung 
der Umsatzsteuervoranmeldungen in Papierform 
berechtigt ist. 
 
In dem der Entscheidung zugrunde liegenden 
Sachverhalt verfügte die Klägerin über einen Com-
puter, den sie allein für das Internet vorhielt. Da sie 
jedoch – neben zeitlichem Mehraufwand – einen 
fahrlässigen Umgang mit persönlichen Daten im 
Internet befürchtete und daher mit erheblichem 
Missbrauch durch Dritte rechnete, beantragte sie, 
die Umsatzsteuervoranmeldungen weiterhin in Pa-
pierform abgeben zu können.  
 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Niedersachsen ist 
die Übermittlung der Daten im ELSTER-Verfahren 
jedoch nicht manipulationsanfälliger als das papier-
gebundene System. Auch könne nicht von einem 
Härtefall ausgegangen werden, wenn der Unter-
nehmer über die technische Ausstattung zur elekt-
ronischen Übermittlung der steuerlichen Daten ver-
füge. Der von der Klägerin behauptete zeitliche 
Mehraufwand bestehe lediglich in der bloßen Über-
tragung einzelner Zahlen aus der Buchführung in 
das ELSTER-Voranmeldungsformular. Nach Auf-
fassung der Richter wäre jedoch auch bei der Ab-
gabe der Voranmeldung in Papierform eine Über-
tragung dieser Zahlen auf den herkömmlichen Vor-
druck notwendig. 
 
 

 
Fazit 
Die Onlineabgabe der Umsatzsteuervoranmeldun-
gen ist grundsätzlich verpflichtend. Eine Ausnahme 
gilt vor allem dann, wenn der Unternehmer nicht 
über einen internetfähigen Computer verfügt. Inso-
weit besteht grundsätzlich keine Pflicht, sich zur 
Erfüllung der Erklärungspflicht auf elektronischem 
Weg Hardware und Software anschaffen zu müs-
sen. 
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